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Landesregierung will umfassendes Prüfrecht des Land esrechnungshofs  
für die sondergesetzlichen Wasserwirtschaftsverbänd e.  
agw sieht erheblichen Eingriff in die Selbstverwalt ung öffentlicher 
Körperschaften   

 
 

 
Im Rahmen des laufenden Gesetzgebungsverfahrens zur Änderung 
wasserrechtlicher Vorschriften durch die Novelle des Landeswasser-
gesetzes werden auch die Verbandsgesetze geändert. Das Gesetzgebungs-
verfahren hat die öffentliche Anhörung im Landtag passiert und soll noch vor 
der Sommerpause abgeschlossen sein.  
 
Die derzeit von der Landesregierung beabsichtigte Einführung eines 
umfassenden Prüfrechts des Landesrechnungshofs für die Verbände stellt 
einen erheblichen Eingriff in die Selbstverwaltungskompetenz der 
gesetzlichen Wasserverbände dar. Es drohen massive Eingriffe in die 
Organisationsstrukturen bis hin zum Tarifgefüge der Verbände. Dazu die 
folgenden Ausführungen: 
 
In den 90er Jahren hat sich der Landtag gegen die Aufnahme eines 
umfassenden Prüfrechtes für den Landesrechnungshof ausgesprochen. 
Insbesondere hat die damalige Regierungspartei ganz bewusst die 
öffentlich-rechtlichen Wasserverbände als Selbstverwaltungskörperschaften 
mit Unternehmensstruktur ausgestaltet und unter die Grundsätze 
wirtschaftlichen Handelns gestellt.  
 
Dazu gehört auch das Prüfwesen der Verbände, das aus der von der 
Genossenschafts- bzw. Verbandsversammlung zu bestellenden Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, den von der Genossenschafts- bzw. Verbands-
versammlung zu wählenden Rechnungsprüfern aus den Reihen der 
Mitglieder und einer vom Vorstand unabhängigen internen Prüfstelle besteht, 
deren Rechte und Pflichten in den jeweiligen Verbandssatzungen geregelt 
sind (Prüfungstrias).  
 
Die Verbände finanzieren sich im Wesentlichen auf zwei Wegen: Für die 
laufende Geschäfte durch die Beiträge ihrer Mitglieder, die ihren Nutzen aus 
der Tätigkeit der Verbände ziehen und zum anderen durch projektbezogene 



 

staatliche Zuwendungen. Für die Beiträge der Mitglieder gilt die oben 
aufgeführte Prüfungstrias der Verbände.  
 
Für die projektbezogenen staatlichen Zuwendungen besteht eine 
Zuständigkeit des Landesrechnungshofs. Diese Praxis findet sich in 
Parallelität auch bei den Kommunen wieder, welche bekanntlich außerhalb 
der Verbandsgebiete für die Abwasserreinigung zuständig sind und für die 
das Prüfrecht ebenfalls nur für die staatlichen Beihilfen besteht.  
 
Diese Argumentationskette wird auch durch das Rechtsgutachten von Prof. 
Dr. Attendorn bestätigt. Eine Zusammenfassung aus dem Gutachten 
erhalten Sie beigefügt.  
 
Weiteren Handlungsbedarf sehen wir bei folgenden Punkten: 
 
1. Notwendigkeit der Klarstellung zur Mitgliedschaft und zur Tragung von 
Beitragslasten im Konzern (Verbandsmitglieder). Es gilt unabhängig von der 
Rechtsform des Konzerns das Verursacherprinzip. Zivilrechtliche Strukturen 
und gesellschaftsrechtliche Maßnahmen ändern nichts an der öffentlich-
rechtlichen Verantwortung der Konzerne für die Ewigkeitslasten aus 
Tätigkeiten, von denen der Konzern profitiert hat. Es droht die Gefahr von 
Beitragsausfällen in Millionenhöhe zu Lasten anderer Verbandsmitglieder.  
 
2. Anpassung der verbandlichen Amtszeiten an die kommunalen 
Wahlperioden. Die derzeit in der Kabinettsfassung der Landesregierung 
vorgesehene Frist für die neu zu besetzenden Verbandsgremien ist mit drei 
Monaten (bis zum 31.12.2020) praktisch nicht umsetzbar. Eine Verlängerung 
der Frist auf maximal 12 Monate nach der Kommunalwahl wäre notwendig 
und sinnvoll. 
 
Die Fraktionen der Landesregierung werden ihre Positionen zu den 
Änderungen im laufenden Gesetzesverfahren kurzfristig beraten.  
 
 
 
 
gez. Jennifer Schäfer-Sack  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage: Rechtsgutachten Dr. Thorsten Attendorn, April 2016, 
Fachhochschule für die öffentliche Verwaltung des Landes 
Nordrhein-Westfalen 
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